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I. Einleitung 

Der Menschenrechtsausschuß1 (nachfol-
gend als Ausschuß bezeichnet) ist das zur 
Überwachung der Einhaltung der Ver-
pflichtungen aus dem Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte2 
(Zivilpakt) durch die Vertragsstaaten nach 
Art. 283 errichtete Organ. 

Der Zivilpakt wurde gemeinsam mit sei-
nem Fakultativprotokoll4 (FP) und dem 
Internationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt) 
von der Generalversammlung der Verein-
                                                      

1  Einführend zum Ausschuß und seinen Aufgaben 
siehe z. B. Klaus Hüfner/Wolfgang Reuther/Norman 
Weiß, Menschenrechtsverletzungen: Was kann 
ich dagegen tun?, 2. Aufl. 2004, S. 63ff.; Eckart 
Klein, Human Rights Committee, in: H. Volger 
(Hrsg.), A Concise Encyclopedia of the United 
Nations, 2002, S. 229-233, jeweils m. w. N. Infor-
mationen zum Ausschuß sowie weitere nützliche 
Angaben und Dokumente finden sich auch auf 
der Internetseite des UN-Hochkommissariats für 
Menschenrechte abrufbar: www.ohchr.org/eng 
lish/bodies/hrc/index.htm (diese und die nach-
folgend genannten Internetadressen wurden zu-
letzt im April 2006 besucht). 

2  UNTS Bd. 999, S. 171; BGBl. 1973 II S. 1534. 

3  Alle nachfolgend nicht anders bezeichneten Arti-
kel sind solche des Zivilpakts. 

4  UNTS Bd. 999, S. 302; BGBl. 1992 II S. 1247. 

ten Nationen am 16. Dezember 1966 verab-
schiedet.5 Der Zivilpakt und das FP traten 
zehn Jahre später am 23. März 1976 inter-
national in Kraft. 

Der Ausschuß besteht aus 18 unabhängi-
gen Mitgliedern, die Persönlichkeiten von 
hohem sittlichen Ansehen und anerkannter 
Sachkenntnis auf dem Gebiet der Men-
schenrechte sind. Dem Ausschuß, der seine 
Tätigkeit im Jahr 1977 aufnahm, stehen zur 
Wahrnehmung seiner Überwachungsfunk-
tion vor allem drei Verfahren zur Verfü-
gung: das Staatenberichtsverfahren, das 
Staatenbeschwerdeverfahren und das Indi-
vidualbeschwerdeverfahren. Wichtig für 
die Auslegung und Durchsetzung der im 
Zivilpakt enthaltenen Rechte und sonstigen 
Bestimmungen sind zudem die Allgemei-
nen Bemerkungen (General Comments)6 
des Ausschusses, die dieser in unregelmä-
ßigen Abständen zu einzelnen Artikeln 
oder Themenkomplexen verabschiedet; sie 
sollen den Vertragsstaaten bei der Umset-
zung der Paktrechte helfen und zur Anlei-
tung in der Berichterstattung dienen. 

Die fakultativ vorgesehene Staatenbe-
schwerde nach Art. 41f., die bis Ende Juli 
2005 von 48 Vertragsstaaten anerkannt 
wurde, darunter u. a. die Bundesrepublik 

                                                      

5  Res. 2200 A (XXI), UN-Dok. A/6316 (1967), S. 49. 

6  Zusammengestellt in: UN-Dok. HRI/GEN/1/ 
Rev.7 (2004), S. 124ff.; auf Deutsch in: Deutsches 
Institut für Menschenrechte (DIMR) (Hrsg.), Die 
»General Comments« zu den VN-Menschen-
rechtsverträgen, 2005, S. 32ff. Hierzu allgemein 
Eckart Klein, Die Allgemeinen Bemerkungen und 
Empfehlungen der VN-Vertragsorgane, in: ebd., 
S. 19-31; ders., General Comments, in: J. Ip-
sen/E. Schmidt-Jortzig (Hrsg.), Recht – Staat – 
Gemeinwohl: Festschrift für Dietrich Rauschning, 
2001, S. 301-311. 
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Deutschland und die Vereinigten Staaten 
von Amerika (USA), ist bislang nie genutzt 
worden. 

Die Individualbeschwerde, die im FP gere-
gelt ist, ermöglicht es natürlichen Personen, 
„Mitteilungen“ an den Ausschuß zu rich-
ten, in der sie Verletzungen der Paktrechte 
durch einen Vertragsstaat, der auch Ver-
tragspartei des FP ist, geltend machen. 
Über die durch den Ausschuß auch im Jahr 
2005 Individualbeschwerden wird wie ge-
wohnt in Teil II dieses Berichts in Heft 2 
des MenschenRechtsMagazins berichtet. 

Dieser Teil des Berichts beschäftigt sich mit 
allgemeinen Ereignissen, die im Jahr 2005 
stattgefunden haben, und vor allem mit 
dem obligatorisch vorgesehenen Staatenbe-
richtsverfahren nach Art. 40. 

 

II. Allgemeines aus 2005 

Im Jahr 2005 blieb die Anzahl der Ver-
tragsparteien zum Zivilpakt mit 154 unver-
ändert; sie wächst jedoch Anfang dieses 
Jahres mit der Ratifikation Kasachstans am 
24. Januar 2006 um einen weiteren Staat an. 
Das FP bekam mit der Ratifikation Hondu-
ras’ am 7. Juni 2005 eine weitere Vertrags-
partei hinzu und zählte danach Ende letz-
ten Jahres 105 Vertragsstaaten. Das Zweite 
Fakultativprotokoll zum Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rech-
te zur Abschaffung der Todesstrafe7 (Zwei-
tes FP) zählt nach den Beitritten Kanadas 
und Liberias nunmehr 56 Parteien. 

Im Jahr 2005 kam der Ausschuß wie ge-
wohnt zu drei Tagungen zusammen. Die 
83. Tagung fand vom 14. März bis 1. April 
in New York, die 84. vom 11. bis 29. Juli 
und die 85. vom 17. Oktober bis 3. Novem-
ber 2005 jeweils in Genf statt. Seit der 83. 
Tagung hat Frau Christine Chanet aus 
Frankreich den Vorsitz im Ausschuß.  

Die Arbeitsmethoden und Verfahren des 
Ausschusses wurden im Jahr 2005 nur in 
bezug auf das Individualbeschwerdever-
fahren förmlich geändert. Es wurde eine 

                                                      

7  Vom 15. Dezember 1989, UN-Dok. A/RES/44/ 
128 (1989); BGBl. 1992 II S. 391. 

neue Vorschrift in die Verfahrensordnung 
aufgenommen, welche die Befugnisse der 
nach Art. 95 Abs. 1 VerfO errichteten Ar-
beitsgruppe für Mitteilungen (Working 
Group on Communications) stärkt. Die seit 
1989 bestehende Kompetenz, Beschwerden 
einstimmig für zulässig zu erklären,8 wur-
de nunmehr dahingehend erweitert, Be-
schwerden auch für unzulässig zu erklären, 
wenn die Arbeitsgruppe aus mindestens 
fünf Mitgliedern besteht und die Entschei-
dung einstimmig ergeht (neuer Abs. 3 des 
Art. 93 VerfO).9 Die abschließende Ent-
scheidung wird aber nach wie vor durch 
das Plenum getroffen. Art. 93 Abs. 3 VerfO 
lautet: 

„Eine nach Artikel 95 Absatz 1 eingesetzte Ar-
beitsgruppe kann eine Mitteilung für unzuläs-
sig erklären, wenn sie aus mindestens fünf 
Mitgliedern besteht und einstimmig entschei-
det. Die Entscheidung wird an den Ausschuß 
in pleno übermittelt, der sie bestätigen und 
ohne weitere Diskussion annehmen kann. 
Wenn ein Ausschußmitglied um eine Plenar-
diskussion ersucht, prüft das Plenum die Be-
schwerde und fällt darüber eine Entschei-
dung.“10 

Diese Verfahrensweise erscheint geeignet, 
die Methoden im Rahmen der vertragli-
chen Möglichkeiten dahin zu verbessern, 
den bereits bestehenden Rückstau an Indi-
vidualbeschwerden und deren stetige Zu-
nahme besser bewältigen zu können. Da-
mit nähert sich der Ausschuß zumindest 
bei den Zulässigkeitsentscheidungen den 
geäußerten Forderungen nach einer Art 
Kammersystem.11 

Neue Allgemeine Bemerkungen (General 
Comments) verabschiedete der Ausschuß 
im Jahr 2005 nicht, jedoch diskutierte er 

                                                      

8  Art. 93 Abs. 2 VerfO (Art. 87 Abs. 2 der 1989 ge-
änderten VerfO, UN-Dok. A/44/40 (1989), An-
nex IX). 

9  UN-Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 109. 

10  Übersetzung des Autors aus dem Englischen. 

11  Z. B. Thomas Buergenthal, The U.N. Human Rights 
Committee, in: Max Planck UNYB 5 (2001), S. 
341-398 (394); Eckart Klein, Neuerungen im Ver-
fahren des UN-Menschenrechtsausschusses, in: 
MRM Themenheft 25 Jahre Internationale Men-
schenrechtspakte, 2002, S. 55-64 (63). 
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während der 84. und 85. Tagung über ei-
nen von Ausschußmitglied Walter Kälin 
unterbreiteten überarbeiteten Entwurf zu 
Art. 14 (Recht auf ein faires Verfahren)12. 
Diese Allgemeine Bemerkung Nr. 32 wird, 
wenn verabschiedet, die bisherige Allge-
meine Bemerkung zu diesem Artikel von 
198413 ersetzen. 

Im Jahr 2005 prüfte der Ausschuß zahlrei-
che Individualbeschwerden auf ihre Zuläs-
sigkeit und gegebenenfalls Begründetheit 
hin und verabschiedete dazu seine ab-
schließenden Entscheidungen.14 Ange-
merkt sei an dieser Stelle, daß zwei weitere 
Bände (5 und 6) der Sammlung der Ent-
scheidungen des Ausschusses im Jahr 2005 
erschienen sind, die zusammen die Zeit 
von der 47. (März 1993) bis 65. Tagung 
(März 1999) abdecken.15 

Die Situation der bürgerlichen und politi-
schen Rechte untersuchte er in 15 Vertrags-
staaten, wobei dem Ausschuß nur 14 Staa-
tenberichte vorlagen. Zu diesen verab-
schiedete er nach der Diskussion mit den 
Staatendelegierten seine Abschließenden 
Bemerkungen, die folgend unter IV be-
sprochen werden. 

Im Jahr 2005 haben zudem mehrere Ver-
tragsstaaten ihre Berichte eingereicht, was 
überwiegend mit (erheblicher) Verspätung 
geschah. Darunter befinden sich der dritte 
periodische Bericht der Demokratischen 
Republik Kongo16, der zweite periodische 
Bericht der Volksrepublik China zu Hong-

                                                      

12  UN-Dok. CCPR/C/83/CRP.4 u. Rev.1 (2005). 

13  General Comment No. 13: Article 14 (Admini-
stration of Justice), UN-Dok. HRI/GEN/1/Rev.7 
(2004), S. 135ff.; DIMR (Fn. 6), S. 56ff. 

14  Hierzu mehr in Teil II dieses Berichts in: MRM 
Heft 2/2006. 

15  Selected Decision of Human Rights Committee 
under the Optional Protocol, Vol. 5 u. 6, 2005 = 
UN-Dok. CCPR/C/OP/5 u. 6 (2005), als Pdf-
Datei verfügbar unter: www.ohchr.org/english/ 
about/publications/reference.htm. 

16  UN-Dok. CCPR/C/COD/2005/3. 

kong17 und der zusammengefaßte zweite 
und dritte Bericht der USA18.  

Die USA nehmen in ihrem Bericht u. a. zu 
dem Schreiben des Ausschusses vom 27. 
Juli 2004 Stellung. Darin mahnt der Aus-
schuß von den USA die Abgabe der über-
fälligen Berichte an und fordert den Ver-
tragsstaat dazu auf, Informationen über die 
Auswirkungen der Maßnahmen, die im 
Kampf gegen den Terrorismus nach dem 
11. September 2001 ergriffen wurden, zu 
unterbreiten. Insbesondere soll über die 
Folgen des „Patriot Acts“ für Staatsangehö-
rige und Nicht-Staatsangehörige19 sowie zu 
den Problemen in bezug auf den Status 
und die Behandlung von Personen, die in 
Afghanistan, Guantánamo Bay, Irak und 
anderen Orten außerhalb des US-
Territoriums gefangen gehalten werden20, 
berichtet werden.21 Zu letzterem führen die 
USA in ihrem Bericht aus, daß sie an ihrer 
bisherigen Position festhalten, wonach die 
in Art. 2 Abs. 1 enthaltene Verpflichtung 
der Vertragsstaaten, die Paktrechte „allen 
in seinem Gebiet befindlichen und seiner 
Herrschaftsgewalt unterstehenden Perso-
nen“ wörtlich zu verstehen ist, so daß sich 
der Geltungsbereich des Zivilpakts auf das 
eigene Staatsgebiet beschränkt.22 Ange-
merkt wird zudem, daß der rechtliche Sta-
tus und die Behandlung dieser Personen 
vom Recht des Krieges bestimmt werden. 

Der Ausschuß forderte im Jahr 2004 die 
United Nations Interim Administration 
Mission in Kosovo (UNMIK) in seinen Ab-
schließenden Bemerkungen zum Staaten-
bericht von Serbien und Montenegro dazu 
auf, ihm einen ergänzenden Bericht zur 
Menschenrechtslage im Kosovo zu unter-
breiten.23 Bis zur Verabschiedung seines 

                                                      

17  UN-Dok. CCPR/C/HKG/2005/2. 

18  UN-Dok. CCPR/C/USA/3 (2005). 

19  Mit Blick auf die Art. 13, 17, 18 u. 19. 

20  Mit Blick auf die Art. 7, 9, 10 u. 14. 

21  Vgl. UN-Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 75. 

22  UN-Dok. CCPR/C/USA/3 (2005), Nr. 130 u. An-
nex I. 

23  UN-Dok. CCPR/CO/81/SEMO (2004), Nr. 3. 
Hierzu Sebastian Schulz, Bericht über die Arbeit 
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jährlichen Berichts an die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen im Jahr 
2005 lag ein solcher dem Ausschuß noch 
nicht vor. Er forderte UNMIK daher erneut 
zur Unterbreitung auf und erkundigte sich 
nach dem Datum, bis wann ein solcher 
Bericht eingereicht würde.24 

Die Liste der Vertragsstaaten, deren Berich-
te seit mehr als fünf Jahren überfällig sind, 
ist bis Ende Juli 2005 im Vergleich zum 
Vorjahr (45) mit 47 Staaten weitestgehend 
unverändert lang geblieben und wird wei-
terhin von Gambia, dessen zweiter periodi-
scher Bericht bereits im Jahr 1989 fällig 
war, angeführt.25  

Von den sonstigen Aktivitäten des Aus-
schusses im Jahr 2005 sei nur hervorgeho-
ben, daß er sich auch weiterhin an den Re-
formbemühungen der Vertragsüberwa-
chungsorgane im Rahmen der Vereinten 
Nationen beteiligte.26 Dabei zeigten sich 
Ausschußmitglieder dem Vorschlag eines 
vereinten ständigen Vertragsorgans („uni-
fied standing treaty body“) gegenüber of-
fen, obgleich hervorgehoben wurde, daß es 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt verfrüht sei, 
eine abschließende Position hierzu einzu-
nehmen. 

 

III. Das Staatenberichtsverfahren 

Gemäß Art. 40 verpflichten sich die Ver-
tragsstaaten dazu, dem Ausschuß einen 
Erstbericht sowie folgend periodische Be-
richte über Maßnahmen zur Verwirkli-
chung der im Zivilpakt anerkannten Rechte 

                                                                               

des Menschenrechtsausschusses der Vereinten 
Nationen im Jahr 2004 – Teil I, in: MRM 2005, S. 
5-24 (21). 

24  Vgl. UN-Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 76. 

25  Vgl. die Listen in UN-Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 
73, u. UN-Dok. A/59/40 I (2004), Nr. 57. 

26  Siehe UN-Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 19-23. Zu 
diesem Thema allgemein bspw. Hanna Beate 
Schöpp-Schilling, Vorschläge zur Reform der UN-
Vertragsausschüsse im Rahmen der Bemühun-
gen um eine Reform der Vereinten Nationen, in: 
Eckart Klein/Helmut Volger (Hrsg.), Chancen 
für eine Reform der Vereinten Nationen? Bilanz 
zum 60. Geburtstag der Weltorganisation (Pots-
damer UNO-Konferenzen, Bd. 6), 2006, S. 18-30. 

und die dabei erzielten Fortschritte vorzu-
legen.27 Der Ausschuß prüft die einge-
reichten Staatenberichte, übersendet hierzu 
dem Vertragsstaat eine Fragenliste („List of 
Issues“) zur Beantwortung und erörtert 
den Bericht anhand der Fragen zusammen 
mit etwaig eingereichten schriftlichen 
Antworten auf die Frageliste sowie weite-
ren aktuellen Fragen im Dialog mit der 
Staatendelegation.  

Die Ergebnisse dieser Prüfung werden seit 
1992 in sog. Abschließenden Bemerkungen 
(„Concluding Observations“) veröffent-
licht, in denen positive wie negative As-
pekte zu Menschenrechtsfragen in dem 
jeweiligen Land aufgelistet werden und 
Empfehlungen zur besseren Umsetzung 
der Verpflichtungen aus dem Zivilpakt 
ausgesprochen werden. 

Seit den Neuerungen des Verfahrens und 
der Arbeitsmethoden in den Jahren 2001 
und 200228 schließt sich den Abschließen-
den Bemerkungen ein sog. Follow-up-
Verfahren29 an. Mit diesem Verfahren soll 

                                                      

27  Zu diesem Verfahren im Einzelnen siehe Art. 
66ff. der Verfahrensordnung des Menschen-
rechtsausschusses, UN-Dok. CCPR/C/3/Rev.8 
(2005) (hiernach VerfO) und die Consolidated 
Guidelines for State Reports Under the Interna-
tional Covenant on Civil and Political Rights, 
UN-Dok. CCPR/C/66/GUI/Rev.2 (2001) = UN-
Dok. A/56/40 I (2001), Annex III. A; General 
Comment No. 2: Reporting Guidelines und Gen-
eral Comment No. 30: Reporting Obligations of 
States Parties under Article 40 of the Covenant, 
UN-Dok. HRI/GEN/1/Rev.7 (2004), S. 125f. u. 
191f.; DIMR (Fn. 6), S. 33f. u. 151f.; sowie z. B. 
Ineke Boerefijn, The Reporting Procedure under 
the Covenant on Civil and Political Rights, 1999, 
S. 175ff.; Eckart Klein, The Reporting System un-
der the International Covenant on Civil and Po-
litical Rights, in: ders. (Hrsg.), The Monitoring 
System of Human Rights Treaty Obligation, 1998, 
S. 17-29. 

28  Siehe UN-Dok. A/56/40 I (2001), Nr. 53 u. 62; die 
geänderten Consolidated Guidelines for State 
Reports, die abgeänderte VerfO sowie General 
Comment No. 30, UN-Dok. A/56/40 I (2001), 
Annex III. A, B u. Annex VI; UN-Dok. A/57/40 I 
(2002), Nr. 55f. u. Annex III. A u. B. Hierzu Klein 
(Fn. 11), S. 58ff.; sowie die Berichte von Friederike 
Brinkmeier, in: MRM 2002, S. 5-16 (5f.), und Clau-
dia Mahler, in: MRM 2003, S. 5-16 (5f.). 

29  Siehe hierzu Art. 71 Abs. 5 u. Art. 72 VerfO (n. F., 
Fn. 27; Art. 70 Abs. 5 u. 70A a. F.); General Com-
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der Dialog mit den Vertragsstaaten nach 
Abschluß des Berichtsverfahrens fortge-
führt werden. Seither werden die berichter-
stattenden Staaten in den Abschließenden 
Bemerkungen aufgefordert, innerhalb einer 
bestimmten Frist (in der Regel ein Jahr) zu 
einem oder mehreren, dem Ausschuß be-
sonders wichtig erscheinenden Punkten 
bereits vor dem nächsten Bericht Stellung 
zu nehmen. Der Termin zur Einreichung 
des nächsten periodischen Berichts ist nicht 
mehr automatisch nach fünf Jahren, son-
dern wird flexibel von Fall zu Fall vom 
Ausschuß festgesetzt. 

Für die Durchführung des Follow-up wird 
ein Sonderberichterstatter oder eine Son-
derberichterstatterin (Special Rapporteur 
for Follow-up on Concluding Observati-
ons) ernannt, der oder die die von den Ver-
tragsstaaten unterbreiteten Rückmeldun-
gen auswertet, mit den Vertragsstaaten 
gegebenenfalls in Kontakt tritt und dem 
Ausschuß Vorschläge zum weiteren Vor-
gehen unterbreitet. 

Mit den Neuerungen wurde auch die Mög-
lichkeit eingeführt, die Menschenrechtssi-
tuation in einem Vertragsstaat zu prüfen, 
der seinen längst überfälligen und wieder-
holt angemahnten Bericht (oder mehrere 
Berichte) noch nicht unterbreitet hat.30 

 

IV. Die Abschließenden Bemerkungen zu 
den einzelnen Staatenberichten 

Im folgenden wird auf die Abschließenden 
Bemerkungen des Ausschusses aus dem 
Jahr 2005 zu den zuvor eingelegten Staa-
tenberichten eingegangen, wobei aufgrund 
des Umfangs eine Beschränkung auf aus-
gewählte Gesichtspunkte erfolgen muß. Im 
Fokus werden daher diejenigen Aspekte 
stehen, zu denen der Ausschuß jeweils 
einen gesonderten Bericht nach Art. 71 
Abs. 5 VerfO vorab angefordert hat. 

 

                                                                               

ment No. 30 (Fn. 27), Nr. 5f.; UN-Dok. A/57/40 I 
(2002), Annex III. A; sowie UN-Dok. A/58/40 I 
(2003), Nr. 259-264. 

30  Zu diesem Verfahren siehe Art. 70 VerfO (Art. 69 
A a. F.); General Comment No. 30 (Fn. 27), Nr. 4. 

– 83. Tagung – 

Barbados  

Während der 83. Tagung untersuchte der 
Ausschuß die Menschenrechtssituation in 
Barbados gemäß Art. 70 VerfO, ohne daß 
ein Bericht vorlag, jedoch in Anwesenheit 
einer Staatendelegation. Der dritte periodi-
sche Bericht Barbados ist seit April 1991 
überfällig. Barbados hat jedoch verspro-
chen, den ausstehenden Bericht bis Ende 
2005 einzureichen, was, soweit ersichtlich, 
nicht geschehen ist. 

In der vom Ausschuß vorab an den Ver-
tragsstaat gesendeten Frageliste31 standen 
neben dem Thema der Todesstrafe (Art. 6) 
und der Intention Barbados, diese abzu-
schaffen (Zweites FP), behauptete Miß-
handlungen durch die Polizei (Art. 7) und 
Haftbedingungen (Art. 10) im Zentrum. 
Dabei erkundigte sich der Ausschuß auch 
danach, welche Art von Menschenrechts-
training, wenn überhaupt, die Angehöri-
gen der Streitkräfte und der Polizei erhal-
ten, insbesondere in bezug auf das Recht 
auf Leben und die körperliche Unversehrt-
heit. Informationen über Schulung von 
Beamten und Beamtinnen zum Zivilpakt 
und das Verfahren nach dem FP sowie 
über Maßnahmen, das Bewußtsein und das 
Verständnis der Allgemeinheit hierüber zu 
erhöhen, wurden mit Blick auf Art. 2 eben-
falls verlangt. Des weiteren erkundigte sich 
der Ausschuß nach dem Rechts- bzw. Pro-
zeßkostenhilfesystem (legal aid system) in 
Barbados (Art. 14), Zahlen betreffend die 
Nichtdiskriminierung und die Gleichstel-
lung der Geschlechter (Art. 1 Abs. 1, 3 und 
26) sowie dem Frauen- und Kinderhandel 
zu Prostitutionszwecken, der Gewalt gegen 
Frauen und Kinder und den vorhandenen 
Schutz hiergegen (Art. 3, 7, 8 und 24).  

Nach der Prüfung verabschiedete der Aus-
schuß vorläufige Abschließende Bemer-
kungen zu Barbados, die an den Vertrags-
staat weitergeleitet wurden. Eine Veröf-
fentlichung vorläufiger Abschließender 
Bemerkungen erfolgt nicht; dies geschieht 

                                                      

31  UN-Dok. CCPR/C/83/L/BRB (2004). 



MRM — MenschenRechtsMagazin Heft 1/2006 10 

erst zu einem späteren Zeitpunkt mit den 
dann endgültigen Bemerkungen.32 

 

Griechenland 

Nachdem Griechenland dem Zivilpakt im 
Jahr 1997 beigetreten ist, reichte es seinen 
Erstbericht33 mit fast sechsjähriger Verspä-
tung im April 2004 ein.  

In seinen Abschließenden Bemerkungen34 
hierzu hebt der Ausschuß u. a. positiv her-
vor, daß der Zivilpakt nach der griechi-
schen Verfassung in der nationalen Rechts-
ordnung direkt anwendbar ist,35 und die 
Verabschiedung eines Gesetzes zur Umset-
zung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
hinsichtlich der „rassischen“ oder ethni-
schen Herkunft, des religiösen oder ande-
ren Glaubens, der Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Orientierung. Begrüßt 
wird auch der erlassene gesetzgeberische 
Rahmen und nationale Aktionsplan zur 
Bekämpfung des Menschenhandels.36 

Vorabinformationen, die innerhalb eines 
Jahres, also bis zum 26. April 2006, zu un-
terbreiten sind, verlangt der Ausschuß zu 
seinen Empfehlungen unter Nr. 9, 10 (b) 
und 11 der Abschließenden Bemerkungen. 

Hierbei handelt es sich zunächst um be-
richtete Fälle unverhältnismäßiger An-
wendung von Polizeigewalt, die tödlichen 
Schußwaffengebrauch sowie Mißhandlun-
gen während der Festnahme und im Poli-
zeigewahrsam beinhalten. Wiederkehrend 
scheint dabei Polizeigewalt gegen Migran-
ten/Migrantinnen und Roma zu sein. Der 
Ausschuß ist dabei ebenso besorgt über das 

                                                      

32  Vgl. Art. 70 Abs. 3 VerfO. 

33  UN-Dok. CCPR/C/GRC/2004/1. Siehe auch die 
nach dem Einreichen des Berichts an den Ver-
tragsstaat zur Diskussionsvorbereitung gerichtete 
List of Issues (Frageliste) des Ausschusses, UN-
Dok. CCPR/C/83/L/GRC (2005). 

34  UN-Dok. CCPR/CO/83/GRC (2005) = UN Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 90. 

35  Hierzu UN-Dok. HRI/CORE/1/Add.121 (2002), 
Nr. 52ff., u. UN-Dok. CCPR/C/GRC/2004/1, Nr. 
110ff. 

36  Hierzu UN-Dok. CCPR/C/GRC/2004/1, Nr. 
288ff. 

berichtete Versagen der justiziellen und 
administrativen Systeme, mit solchen Fäl-
len zeitnah und effektiv umzugehen, sowie 
die Nachsicht der Gerichte in den wenigen 
Fällen, in denen Vollzugsbeamtete verur-
teilt wurden. 

Mit Blick auf die Art. 2 und 7 fordert der 
Ausschuß Griechenland daher auf, Polizei-
gewalt umgehend zu unterbinden und 
sicherzustellen, daß Bildung über das Fol-
ter- und Mißhandlungsverbot sowie Sensi-
bilisierung über Fragen der „rassischen“ 
Diskriminierung in der Ausbildung des 
Vollzugspersonals enthalten sind. Des wei-
teren soll Griechenland sicherstellen, daß 
alle mutmaßlichen Fälle von Folter, Miß-
handlung und unverhältnismäßiger An-
wendung von Gewalt durch Polizeikräfte 
vollständig und unverzüglich untersucht, 
diejenigen Personen, die für schuldig be-
funden, entsprechend der Schwere der Tat 
angemessen bestraft und die Opfer oder 
ihre Familienangehörigen entschädigt 
werden. Der Ausschuß möchte hierzu auch 
mit entsprechenden statistischen Daten 
versorgt werden. Schließlich soll die Ver-
tragspartei den Ausschuß über den Fort-
schritt, der bei der Auswertung des derzei-
tigen Polizeidisziplinarrechts erzielt wur-
de, und den Status, das Mandat und Er-
gebnisse der Stellen, die für Beschwerden 
gegen die Polizei zuständig sind, unterrich-
ten. 

Die weitere Empfehlung unter 10 (b) hängt 
mit dem Umstand zusammen, daß Grie-
chenland sowohl eine Haupttransitstrecke 
als auch ein Zielland für den Menschen-
handel ist. Der Ausschuß drängt den Ver-
tragsstaat dazu, unbegleitete ausländische 
Kinder zu schützen und ihre unbeaufsich-
tigte Entlassung in die Gesellschaft zu 
vermeiden. Er ruft auch in Erinnerung, daß 
fehlende Kinderfürsorge die Gefahr des 
Kinderhandels erhöht und Kinder dadurch 
auch anderen Gefahren aussetzt. Der Aus-
schuß fordert zudem konkret eine gericht-
liche Untersuchung der Vorkommnisse 
betreffend ca. 500 Kinder, die aus der Ag-
hia-Varvara-Einrichtung zwischen 1998 
und 2002 verschwunden sind. Über das 
Ergebnis der Untersuchung will der Aus-
schuß informiert werden.  
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Der letzte vordringliche Punkt betrifft Be-
richte, daß Ausländer und Ausländerinnen 
ohne Dokumente in überfüllten Einrich-
tungen mit schlechten Lebensbedingungen 
inhaftiert sind, sie über ihre Rechte nicht 
informiert werden und ihnen jegliche ef-
fektive Kommunikationsmöglichkeit mit 
Familienangehörigen oder einem Rechts-
beistand fehlt. Der Ausschuß fordert Grie-
chenland daher zur Korrektur dieser Zu-
stände auf. 

Den nächsten, ersten periodischen Bericht 
hat Griechenland bis zum 1. April 2009 
einzureichen. 

 

Island 

Mit der isländischen Delegation wurde der 
vierte periodische Bericht37 des Landes im 
März diskutiert.38 In seinen Abschließen-
den Bemerkungen39 zu diesem Bericht for-
dert der Ausschuß Island dazu auf, inner-
halb eines Jahres (bis zum 25. April 2006) 
Informationen zur Umsetzung der Empfeh-
lung unter 11 der Bemerkungen einzurei-
chen.40 Zu den anderen Empfehlungen so-
wie der Verwirklichung des Zivilpakts ins-
gesamt soll im nächsten, zum 1. April 2010 
fälligen Bericht Stellung bezogen werden. 

Unter Punkt 11 bringt der Ausschuß mit 
Blick auf die Art. 3, 7 und 26 seine Besorg-
nis über die hohe Anzahl berichteter Ver-
gewaltigungen im Vertragsstaat zum Aus-
druck, verglichen mit der Zahl der deswe-
gen tatsächlich eingeleiteten Strafverfah-
ren. Er ruft dabei in Erinnerung, daß Zwei-
fel ein Hindernis zur Verurteilung ist, je-

                                                      

37  UN-Dok. CCPR/C/ISL/2004/4. 

38  Hierzu UN-Dok. CCPR/C/SR.2258 u. 2259 (2005) 
sowie UN-Dok. CCPR/C/SR.2272 (2005). Siehe 
auch die Frageliste, UN-Dok. CCPR/C/83/L/ 
ISL (2005). 

39  UN-Dok. CCPR/CO/83/ISL (2005) = UN Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 87. 

40  Eine Antwort der isländischen Regierung vom 
Juni 2005 bezieht sich nicht auf diese Frage, son-
dern möchte den Punkt 14 der Abschließenden 
Bemerkungen, der die eingeschränkte Rechtsmit-
telmöglichkeit bei minderschweren Straftaten be-
handelt, abgeändert wissen; siehe UN-Dok. 
CCPR/CO/83/ISL/Add.1 (2005). 

doch nicht für die strafrechtliche Verfol-
gung, und daß es in den Aufgabenbereich 
der Gerichte fällt, festzustellen, ob ein An-
klagepunkt bewiesen ist oder nicht. Die 
Empfehlung des Ausschusses fällt aller-
dings etwas allgemein aus, indem er der 
Vertragspartei empfiehlt, sicherzustellen, 
daß Vergewaltigung nicht unbestraft bleibt. 

Andere Themen, die zur Sprache kamen 
und in die Abschließenden Bemerkungen 
aufgenommen wurden, umfassen: Islands 
weiterhin bestehende Vorbehalte zum Zi-
vilpakt, der Umstand, daß der Zivilpakt, 
entgegen der bereits 1998 ausgesprochenen 
Empfehlung, im Gegensatz zur europäi-
schen Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten41 (EMRK), 
nicht vollständig in innerstaatliches Recht 
inkorporiert wurde, häusliche Gewalt und 
Menschenhandel. Ein weiteres Schwer-
punktthema während der Diskussion des 
Ausschusses mit der Staatendelegation 
bildete die Ergänzung des isländischen 
Strafgesetzbuchs aus dem Jahr 2002 im 
Rahmen der weltweiten Antiterrorgesetz-
gebungswelle nach dem 11. September 
2001, die nach Ansicht des Ausschusses 
eine zu ungenaue und weite Definition des 
Begriffs des „Terrorismus“ enthält.42 

 

Kenia 

Der zweite periodische Bericht Kenias43 
wurde vom Ausschuß am 14. und 15. März 
2005 beraten44 und die Abschließenden 
Bemerkungen45 hierzu am 24. März verab-

                                                      

41  Vom 4. November 1950, in der zuletzt durch 
Protokoll Nr. 11 vom 11. Mai 1994, ETS No. 155, 
geänderten Fassung, BGBl. 2002 II S. 1055. 

42  Vgl. den durch Gesetz Nr. 99/2002 (Art. 2) neu 
eingefügten Art. 100 a des Allgemeinen Strafge-
setzbuchs von Island (GPC). Siehe hierzu auch Is-
lands Bericht an den UN-Ausschuß zur Bekämp-
fung des Terrorismus (CTC), UN-Dok. S/2002/ 
1020 (2002). 

43  UN-Dok. CCPR/C/KEN/2004/2. 

44  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2255 u. 2256 (2005). 
Siehe auch die List of Issues, UN-Dok. CCPR/C/ 
83/L/KEN (2005). 

45  UN-Dok. CCPR/CO/83/KEN (2005) = UN Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 86. 
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schiedet46. Den Termin zur Abgabe des 
nächsten periodischen Berichts setzte der 
Ausschuß auf den 1. April 2008 fest, den 
für den Bericht nach Art. 71 Abs. 5 VerfO 
auf den 29. April 2006. In letzterem hat 
Kenia auf die Punkte 10, 16, 18 and 20 der 
Abschließenden Bemerkungen einzugehen. 

Hierbei geht es zunächst um die in mehrfa-
cher Hinsicht erfolgende systematische 
rechtliche wie tatsächliche Diskriminierung 
von Frauen. Unter Verweis auf die Art. 2, 3, 
23, 24 und 26 empfiehlt der Ausschuß Ke-
nia daher u. a., Sofortmaßnahmen zu er-
greifen, um gegen den fehlenden Schutz 
vor Diskriminierungen der Frauen durch 
die Verfassung vorzugehen. Ohne Verzö-
gerung soll der Gesetzesentwurf, der die 
Ungleichbehandlung von Eheleuten in Be-
zug auf Eheschließung, Scheidung, Vermö-
gensauseinandersetzung und anderen 
Rechten beseitigen würde, verabschiedet 
werden. Kenia sollte die Vielehe verbieten. 

Zu diesem letzten Gesichtspunkt ist allge-
mein auf General Comment No. 2847 zu 
verweisen, worin es heißt, daß Polygamie 
die Würde der Frau verletzt und eine un-
zulässige Diskriminierung der Frau ist, 
infolgedessen sie endgültig abgeschafft 
werden sollte, wo auch immer sie noch 
existiert.48 Unter dem Gesichtspunkt der 
Ungleichbehandlung wird hierbei aller-
dings davon auszugehen sein, daß die 
Vielehe nur für den Mann, nicht aber für 
die Frau gestattet ist, oder eine Vielehe in 
der Praxis immer zum Nachteil der Frau 
gereicht. 

Unter Punkt 16 der Abschließenden Be-
merkungen beklagt der Ausschuß die Be-
richte über außergerichtliche Hinrichtun-
gen (extrajudicial killings) durch Polizei-

                                                      

46  UN-Dok. CCPR/C/SR.2271 (2005). 

47  Article 3 (The Equality of Rights Between Men 
and Women), UN-Dok. HRI/GEN/1/Rev.7 
(2004), S. 178ff.; DIMR (Fn. 6), S. 131ff.  

48  Ebd., Nr. 24, a. E. Siehe auch Ausschuß für die 
Beseitigung der Diskriminierung der Frau 
(CEDAW), General Recommendation No. 21: 
Equality in Marriage and Family Relations, UN-
Dok. HRI/GEN/1/Rev.7 (2004), S. 459ff.; DIMR 
(Fn. 6), S. ff., Nr. 14. 

einheiten („flying squads“) oder anderes 
Vollzugspersonal. Der Ausschuß merkt 
hierzu an, daß nur wenige Fälle außerge-
richtliche Hinrichtungen durch Vollzugs-
personal untersucht und strafrechtlich ver-
folgt wurden, und daß De-facto-
Straflosigkeit nach wie vor weit verbreitet 
ist. Mit Blick auf die Art. 2, 6 und 7 emp-
fiehlt der Ausschuß Kenia daher, daß Be-
richte über solche Tötungen unverzüglich 
untersucht und die Verantwortlichen straf-
rechtlich verfolgt werden. In dieser Hin-
sicht regt der Ausschuß die Institutionali-
sierung einer zivilen Stelle zur Untersu-
chung von gegen die Polizei eingelegten 
Beschwerden an. 

Unter den selben Paktrechten und dazu 
unter Art. 9 behandelt der Ausschuß die 
Berichte über den häufigen mißbräuchli-
chen Rückgriff auf Polizeigewahrsam und 
die dort praktizierte Folter. Besonders be-
sorgt zeigt sich der Ausschuß über die von 
der Delegation eingebrachten Informatio-
nen über die extrem hohe Anzahl von To-
desfällen in solchem Polizeigewahrsam. 
Auch hier stellen die mangelnde Strafver-
folgung der Verantwortlichen und die 
Hindernisse, die bei der Einlegung einer 
Beschwerde gegen solche Polizeiübergriffe 
bestehen, ein erhebliches Problem dar. Der 
Ausschuß empfiehlt daher u. a., daß der 
Vertragsstaat wirkungsvollere Maßnahmen 
ergreifen sollte, um mißbräuchlich ange-
wandten Polizeigewahrsam, Folter und 
Mißhandlungen zu verhindern, und in die-
ser Hinsicht die Ausbildung des Vollzugs-
personals entsprechend zu stärken. Be-
schwerden über Folter und Mißhandlun-
gen sowie Todesfälle während des Ge-
wahrsams sollten unverzüglich und gründ-
lich von einer unabhängigen Stelle unter-
sucht und die Tatverdächtigen zur Ver-
antwortung gebracht werden.  

In diesem Zusammenhang empfiehlt der 
Ausschuß des weiteren, daß die Vertrags-
partei das Gesetz durchsetzt, mit dem der 
Kenianischen Menschenrechtskommission 
der Zugang zu Haftanstalten gewährt 
wird. Die Errichtung dieser unabhängigen 
Kommission im Jahr 2003 wurde vom 
Menschenrechtsausschuß als einer der po-
sitiven Aspekte in den Abschließenden 
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Bemerkungen mit dem Wunsch hervorge-
hoben, daß sie mit ausreichenden Mitteln 
versorgt wird, die es ihr ermöglichen, ihren 
Aufgaben effektiv nachzukommen und im 
Einklang mit den „Pariser Grundsätzen“49 
zu handeln. 

Das letzte Problemfeld, über das vorab 
berichtet werden soll, betrifft die ernsthaf-
ten Störungen im Justizwesen, was vor-
wiegend dem Mangel an personellen und 
materiellen Ressourcen sowie der langen 
Dauer der Verfahren zuzuschreiben ist. 
Trotz einiger Bemühungen des Staates 
hiergegen besteht der Vorwurf der Korrup-
tion fort, eine Situation, die die Unabhän-
gigkeit und Unparteilichkeit der Gerichte 
(Art. 2 und 14) ernsthaft untergräbt. Dem 
Kampf gegen die Korruption soll Vorrang 
eingeräumt und der Justiz mehr Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, so die Empfeh-
lung des Ausschusses. 

Andere Aspekte, die Gegenstand der Prü-
fung und in die Abschließenden Bemer-
kungen unter kritischer Würdigung aufge-
nommen wurden, sind: die Todesstrafe 
und die Erwägung eines Beitritts zum 
Zweiten FP; mit Blick auf Art. 6 das 
Menschliche Immunschwächevirus (HIV) 
und das Erworbene Immundefektsyndrom 
(AIDS); die Versammlungsfreiheit (Art. 21); 
die extrem niedrige Altersgrenze straf-
rechtlicher Verantwortlichkeit, die bei acht 
Jahren liegt und die der Ausschuß mit Art. 
24 für nicht vereinbar hält; Kinderhandel, -
prostitution und -arbeit (Art. 8 und 24). Der 
Ausschuß drängt Kenia unter Verweis auf 
die Art. 17 und 26 abschließend dazu, den 
§ 162 des kenianischen Strafgesetzbuches 
aufzuheben, der Homosexualität weiterhin 
unter Strafe stellt. 

 

Mauritius  

Der Ausschuß setzt in seinen Abschließen-
den Bemerkungen50 zum vierten periodi-

                                                      

49  Principles Relating to the Status of National Insti-
tutions, UN-Dok. A/RES/48/134 (1993), Annex. 

50  UN-Dok. CCPR/CO/83/MUS (2005) = UN-Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 88. 

schen Bericht51 von Mauritius als Termin 
zur Einreichung der „Follow-up Response“ 
den 27. April 2006 und des nächsten Be-
richts den 1. April 2010. 

Von den 14 Punkten, die in den Abschlie-
ßenden Bemerkungen negativ zur Sprache 
kommen und zu denen der Ausschuß eine 
Empfehlung ausspricht, wird zu drei The-
men eine Information vorab verlangt 
(Punkte 10, 13 und 16). Diese betreffen: 
häusliche Gewalt gegen Frauen und Kinder 
(Art. 3 und 7); Mißhandlungen und Todes-
fälle in Polizeigewahrsam oder Haft sowie 
die mangelnde Aufklärung und Strafver-
folgung solcher Vorfälle (Art. 6, 7 und 10);52 
der hohe Anteil an Untersuchungshäftlin-
gen in den Gefängnissen (Art. 9). 

Mauritius errichtete im Jahr 2001 ebenfalls 
eine Nationale Menschenrechtskommissi-
on. Der Ausschuß beklagt jedoch die unzu-
reichenden Garantien hinsichtlich der Un-
abhängigkeit ihrer Mitglieder, betreffend 
ihre Ernennung und Entlassung sowie das 
fehlende eigene Budget und seine be-
schränkten Untersuchungsmöglichkeiten. 
Der Vertragsstaat sollte daher sicherstellen, 
daß der Human Rights Protection Act 1998, 
mit dem die Kommission errichtet wurde, 
sowie die Praxis der Kommission im Ein-
klang mit den Pariser Grundsätzen53 ste-
hen. 

Auch bei Mauritius kommt die Antiterror-
gesetzgebung zur Sprache. Hierbei wird 
ähnlich wie bei Island bemängelt, daß der 
Begriff des „Terrorismus“ ungenau und 
einer breiten Auslegung zugänglich ist.54 
Kritisiert wird u. a., daß die Möglichkeit, 
den Zugang zu einem Anwalt für 36 Stun-
den zu verweigern,55 mit den Vorschriften 

                                                      

51  UN-Dok. CCPR/C/MUS/2004/4. Siehe auch die 
List of Issues, UN-Dok. CCPR/C/83/L/MUS 
(2005). 

52  Hierbei bezieht sich der Ausschuß ausdrücklich 
auf übereinstimmende Berichte von Nichtregie-
rungsorganisationen. 

53  Siehe Fn. 49. 

54  Vgl. Prevention of Terrorism Act 2002, Section 3, 
abrufbar unter: www.opbw.org/nat_imp/leg_reg 
/mauritius/Terror.pdf. 

55  Vgl. ebd., Sec. 27. 
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des Zivilpakts nicht vereinbar ist (Art. 7 
und 9). Der Vertragsstaat sollte daher si-
cherstellen, daß seine Gesetzgebung im 
Kampf gegen den „Terrorismus“ im vollen 
Einklang mit allen Bestimmungen des Zi-
vilpakts steht, einschließlich des Art. 4 
(Notstandsklausel), wobei General Com-
ment No. 2956 berücksichtigt werden soll. 

 

Usbekistan 

In den Abschließenden Bemerkungen57 
zum Zweitbericht58 von Usbekistan fordert 
der Ausschuß Usbekistan auf, zu den 
Punkten 7, 9, 10 und 11 Informationen bin-
nen eines Jahres vorab zu unterbreiten. 

Unter Punkt 7 zeigt sich der Ausschuß, wie 
bereits in den Abschließenden Bemerkun-
gen zum Erstbericht von Usbekistan,59 be-
sorgt über die unzureichenden Informatio-
nen über Strafverfahren und Verurteilun-
gen, einschließlich der Anzahl von zum 
Tode verurteilten Häftlingen, Gründe der 
Verurteilung und die Zahl der Exekutionen 
(Art. 6). Der Ausschuß fordert den Ver-
tragsstaat dazu auf, hierzu entsprechende 
Daten zur Verfügung zu stellen, diese zu-
künftig periodisch zu veröffentlichen und 
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Einen Schwerpunkt der Abschließenden 
Bemerkungen (Nr. 8ff.) bildet das Verbot 
der Folter und grausamer, unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Stra-
fe, Art. 7.  

Zunächst rügt der Ausschuß, daß die Be-
hörden es nach einer Vollstreckung der 
Todesstrafe systematisch unterlassen, die 
Angehörigen über die Exekution zu infor-
mieren, die Ausstellung einer Todesur-
kunde verzögern und auch nicht den Ort, 
an dem der Leichnam begraben liegt, 

                                                      

56  Article 4: Derogations During a State of Emer-
gency, UN-Dok. HRI/GEN/1/Rev.7 (2004), S. 
184ff.; DIMR (Fn. 6), S. 141ff. 

57  UN-Dok. CCPR/CO/83/UZB (2005) = UN-Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 89. 

58  UN-Dok. CCPR/C/UZB/2004/2. Siehe auch die 
Frageliste, UN-Dok. CCPR/C/83/L/UZB (2005). 

59  Siehe UN-Dok. CCPR/CO/71/UZB (2001), Nr. 6. 

preisgeben. Diese Praxis soll der Vertrags-
staat abändern, da sie zu einer Verletzung 
von Art. 7 in bezug auf die Verwandten der 
hingerichteten Person erwächst. 

Während der Ausschuß mit Interesse zur 
Kenntnis nimmt, daß der Oberste Ge-
richtshof von Usbekistan im Jahr 2003 ein 
Urteil verkündete, wonach die relevanten 
nationalen Vorschriften im Lichte des Art. 
1 des Übereinkommens gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe60 
(CAT) zu lesen sind, kritisiert er die enge 
Definition von Folter im usbekischen Straf-
gesetzbuch. Er fordert Usbekistan daher 
auf, die relevanten Vorschriften abzuän-
dern, um Fehlinterpretationen nicht nur 
durch die Justiz, sondern auch die Voll-
zugsbehörden zu vermeiden. 

Darüber hinaus zeigt sich der Ausschuß 
über die weiterhin hohe Anzahl an Verur-
teilungen besorgt, die auf in Untersu-
chungshaft erlangten Geständnissen beru-
hen, die mutmaßlich durch Methoden er-
langt wurden, die gegen Art. 7 verstoßen. 
In dieser Hinsicht fordert der Ausschuß 
Usbekistan ebenfalls auf, seine Gesetze mit 
Art. 7 und 14 in Einklang zu bringen. Die 
Gesetze nämlich reflektieren nicht die An-
sicht des Obersten Gerichtshofs, der im 
September 2004 entschied, daß keine In-
formation, die von einer inhaftierten Per-
son unter Verletzung des Strafprozeßrechts 
erlangt wurde, als Beweis vor Gericht ver-
wendet werden darf. 

Schwerwiegend sind, so der Ausschuß, 
auch die Vorwürfe über weitverbreitete 
Folter und Mißhandlung von Inhaftierten 
sowie die geringe Anzahl derer, die des-
halb strafrechtlich zur Rechenschaft gezo-
gen wurden. Darüber hinaus zeigt sich der 
Ausschuß darüber besorgt, daß – abgese-
hen von einer kleinen von der Staatendele-
gation berichteten Anzahl – keine unab-
hängigen Untersuchungen in Polizeiwa-
chen und anderen Haftorten vorgenom-
men werden, um sicherzustellen, daß keine 
Folter oder Mißhandlung dort stattfindet 

                                                      

60  Vom 10. Dezember 1984, UNTS Bd. 1465, S. 85; 
BGBl. 1990 II S. 247. 
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(Art. 7 und 10). Der Ausschuß fordert den 
Vertragsstaat zur Ergreifung verschiedener 
Maßnahmen hiergegen auf (siehe Punkt 
11), darunter auch der Vorschlag, Audio- 
und Videoüberwachung in Polizeiwachen 
und Haftanstalten zu verwenden.  

 

– 84. Tagung – 

Jemen 

Der vierte periodische Bericht Jemens61 
stand am 11. und 12. Juli auf der Tagesord-
nung. Im Anschluß an die Diskussion mit 
der Staatendelegation62 verabschiedete der 
Ausschuß am 21. Juli seine Abschließenden 
Bemerkungen63 hierzu. Positiv hervorge-
hoben wurde u. a., daß im Jahr 2003 ein 
Ministerium für Menschenrechte geschaf-
fen wurde. Informationen im Rahmen des 
Follow-up-Verfahrens hat Jemen zu den 
Punkten 11, 13, 14 und 16 bis zum 21. Juli 
2005 vorzulegen. 

Zahlreiche Probleme in Jemen betreffen die 
Rechte der Frau (Punkte 8ff.). Angespro-
chen werden dabei mit Blick auf die Art. 3 
und 26 negative Stereotypen gegenüber 
Frauen, Diskriminierungen im Eherechts-
bereich und die geringe Teilnahme am po-
litischen Leben. Punkt 11 geht auf Genital-
verstümmelungen ein (Art. 3, 6 und 7). Der 
Ausschuß kritisiert, daß ihm nicht genü-
gend Informationen hierzu unterbreitet 
wurden. Während er zur Kenntnis nimmt, 
daß Genitalverstümmelungen nicht mehr 
in Krankenhäusern und Gesundheitszen-
tren vorgenommen werden, bedauert er, 
daß nach verschiedenen Informationsquel-
len kein allgemeines Verbot dieser Prakti-
ken erlassen wurde. Der Ausschuß fordert 
Jemen daher zu einem verstärkten Vorge-
hen gegen Genitalverstümmelungen und 
dem Erlaß eines allgemeinen Verbots die-
ser Praxis auf. Im Anschluß daran werden 
häusliche Gewalt und die Tatsache, daß für 

                                                      

61  UN-Dok. CCPR/C/YEM/2004/4. 

62  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2282 u. 2283 (2005). 
Siehe auch die List of Issue, UN-Dok. CCPR/C/ 
84/L/YEM (2005). 

63  UN-Dok. CCPR/CO/84/YEM (2005) = UN-Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 91. 

Ehemänner, die ihre Ehefrauen ermorde-
ten, nachdem sie sie beim Ehebruch ertappt 
hatten, gesetzlich ein geringeres Strafmaß 
vorgesehen ist, als üblicherweise für Mord 
gilt, mit Blick auf die Art. 3, 6 und 7 kriti-
siert.  

Punkt 13 betrifft Menschenrechtsverlet-
zungen im Rahmen des „Antiterrorkamp-
fes“. Der Ausschuß zeigt sich über berich-
tete schwere Verletzungen der Art. 6, 7, 9 
und 14 besorgt, die im Namen einer „Anti-
terrorismuskampagne“ begangen wurden. 
Genannt werden berichtete Fälle von au-
ßergerichtlichen Hinrichtungen, gewaltsa-
mem „Verschwindenlassen“, willkürlichen 
Festnahmen, Haft auf unbestimmte Zeit 
ohne Anklage oder Gerichtsverfahren, Fol-
ter und Mißhandlungen sowie Deportatio-
nen von Nichtstaatsangehörigen in Länder, 
wo sie in Gefahr sind, der Folter oder Miß-
handlung ausgesetzt zu sein. 

Auch Jemen zählt zu den Ländern, in de-
nen die Todesstrafe immer noch nicht ab-
geschafft ist. Der Ausschuß kritisiert, daß 
die Straftatbestände, die die Todesstrafe 
vorsehen, mit dem Zivilpakt nicht im Ein-
klang stehen und das Recht, Begnadigung 
zu beantragen, nicht für alle auf gleicher 
Basis garantiert wird. Die dominierende 
Rolle der Familie des Opfers, darüber zu 
entscheiden, ob die Strafe auf Grundlage 
finanzieller Entschädigung zu erfolgen hat 
oder nicht („Blutgeld“), steht nach Ansicht 
des Ausschusses ebenfalls im Widerspruch 
zum Zivilpakt. Darüber hinaus ist die Stei-
nigung noch nicht abgeschafft worden. 
Auch wenn sie als Strafe in Jemen seit lan-
gem nicht mehr vollzogen wurde, ist der 
Ausschuß dennoch besorgt, daß eine solche 
Strafe ausgesprochen werden könnte. Der 
Ausschuß nennt als Beispiel den Fall von 
Layla Radman ‘A’esh, die im Jahr 2000 von 
einem erstinstanzlichen Gericht zum Tode 
durch Steinigung verurteilt wurde. Er hebt 
zudem die Leiden hervor, die sie, während 
sie unter dieser Strafe stand, erleiden muß-
te. Hierzu verweist der Ausschuß auf die 
Art. 6, 7, 14 und 26. Er fordert Jemen u. a. 
zur offiziellen Abschaffung der Steinigung 
auf, und ermutigt den Vertragsstaat dar-
über hinaus zur vollständigen Abschaffung 
der Todesstrafe. 
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Unter Punkt 16 wiederholt64 der Ausschuß 
seine tiefe Besorgnis darüber, daß Leibes-
strafen, wie das Auspeitschen und in we-
nigen Fällen sogar die Amputation von 
Gliedmaßen, immer noch gesetzlich vorge-
schrieben sind und ausgeführt werden, 
was eine Verletzung des Art. 7 darstellt. 
Der Ausschuß fordert Jemen dazu auf, die-
ser Praxis sofort ein Ende zu setzen und die 
Gesetze entsprechend abzuändern. 

Weitere Themen, die in den Abschließen-
den Bemerkungen zum Ausdruck kom-
men, sind u. a. der Kinderhandel, die Reli-
gions- und die Pressefreiheit. 

 

Slowenien  

Nach der Erörterung des von Slowenien 
mit sieben Jahren Verspätung eingereich-
ten zweiten periodischen Berichts65 am 14. 
und 15. Juli66 hob der Ausschuß in seinen 
auf der 2302. Sitzung angenommenen Ab-
schließenden Bemerkungen67 zunächst vier 
Punkte positiv hervor, darunter die Tatsa-
che, daß die Vorschriften des Zivilpakts als 
Teil der innerstaatlichen Rechtsordnung 
direkt einklagbar (directly enforceable) 
sind. 

Von den negativen Aspekten ist lediglich 
zu zwei Punkten (11 und 16) binnen eines 
Jahres vorab zu berichten; über die restli-
chen braucht der Vertragsstaat erst im 
nächsten periodischen Bericht, der zum 1. 
August 2010 fällig wird, Stellung zu bezie-
hen. 

Der Ausschuß nimmt zwar die Anstren-
gungen Sloweniens im Kampf gegen den 
Frauen- und Kinderhandel zur Kenntnis;68 
                                                      

64  Siehe bereits zuvor UN-Dok. 
CCPR/CO/75/YEM (2002), Nr. 16 = UN-Dok. 
A/57/40 I (2002), Nr. 83 (16); UN- Dok. 
CCPR/C/79/Add.51 (1995), Nr. 15 = UN-Dok. 
A/50/40 I (1995), Nr. 242ff. (256).  

65  UN-Dok. CCPR/C/SVN/2004/2. 

66  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2288 u. 2289 (2005). 
Siehe auch die Frageliste, UN-Dok. CCPR/C/ 
84/L/SVN (2005). 

67  UN-Dok. CCPR/CO/84/SVN (2005) = UN-Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 93. 

68  Vgl. auch Nr. 5 (c) der positiven Aspekte. 

er zeigt sich jedoch nach wie vor über die-
ses Phänomen und über die ungenügenden 
Präventions- und Schutzmechanismen für 
die Opfer, einschließlich Rehabilitations-
programmen, besorgt (Art. 3, 8, 24 und 26). 
Der Ausschuß empfiehlt daher u. a., daß 
allen Opfern ein Schutz geboten werden 
sollte, der einen Zufluchtsort und damit 
die Erleichterung ihrer Zeugenaussage 
gegen die Verantwortlichen bietet. 

Ein weiteres, unter Punkt 16 behandeltes 
Problem, das auch in anderen europäi-
schen Staaten besteht, stellt der Unter-
schied im Status zwischen „autochthonen“ 
(indigenen) und „nicht-autochthonen“ 
(neuen) Romagemeinschaften dar (Art. 26 
und 27). Der Ausschuß fordert Slowenien 
dazu auf, Diskriminierungen auf Grund 
des jeweiligen Status innerhalb der Min-
derheit der Roma zu beseitigen und der 
gesamten Romagemeinschaft einen Status 
einzuräumen, der von Diskriminierung frei 
ist. Zudem fordert er dazu auf, ihre Le-
bensbedingungen zu verbessern und ihre 
Teilnahme am öffentlichen Leben zu stei-
gern. Im darauf folgenden Absatz werden 
mit Blick auf die soziale und ökonomische 
Lage der Roma, die negative Auswirkun-
gen auf den vollen Genuß der Paktrechte 
hat, alle erforderlichen Maßnahmen zur 
Sicherstellung des tatsächlichen Genusses 
dieser Rechte gefordert. 

Weitere Punkte, die u. a. angesprochen 
werden, beinhalten: häusliche Gewalt und 
den Mangel an speziellen rechtlichen Rege-
lungen und Regierungsprogrammen hier-
gegen (Art. 3); mangelnde Teilhabe der 
Frauen in öffentlichen Angelegenheiten 
(Art. 3 und 26); Polizeigewalt (Art. 7); den 
anwachsenden Rückstau an Gerichtsver-
fahren in manchen Bereichen (Art. 14); 
Manifestationen von „Haßpredigten“ und 
Intoleranz im öffentlichen Raum, die gele-
gentlich in manchen Medien in Slowenien 
ihr Echo finden (Art. 20).  

 



Schäfer: UN-Menschenrechtsausschuß – Tätigkeitsbericht Teil I (2005) 17 

Syrien 

In den Abschließenden Bemerkungen69 zu 
Syrien, dessen dritter periodischer Bericht70 
beraten wurde, fordert der Ausschuß zu 
vier Aspekten eine Antwort bis zum 28. 
Juli 2006. Der nächste reguläre Bericht ist 
zum 1. August 2009 fällig.  

Besonders zu erwähnen ist, daß der vor 
ungefähr 40 Jahren ausgerufene Notstand 
immer noch in Kraft ist und dieser viele 
Derogationen von den Paktrechten (u. a. 
Art. 9, 14, 19 und 22) zuläßt, ohne daß ir-
gendeine überzeugende Erklärung abgege-
ben wurde über die Bedeutung dieser De-
rogationen hinsichtlich des Konflikts mit 
Israel sowie für ihre Notwendigkeit, den 
Erfordernissen der Lage, wie sie behaupte-
ter Maßen durch diesen Konflikt geschaf-
fen wurde, gerecht zu werden. Der Aus-
schuß hebt dabei u. a. hervor, daß Syrien 
seiner Verpflichtung aus Art. 4 Abs. 3, die 
anderen Vertragsparteien über die Deroga-
tionen und die Gründe hierfür zu notifizie-
ren, nicht nachgekommen ist. Der Aus-
schuß fordert den Vertragsstaat – zusam-
mengefaßt – dazu auf, unter Beachtung 
seines General Comments No. 29, die Vor-
aussetzungen des Art. 4 strikt einzuhalten. 

Auch gegenüber Syrien wird die die To-
desstrafe thematisiert (Punkt 7), wobei u. a. 
darauf verwiesen wird, daß gemäß Art. 6 
Abs. 2 diese nur für schwerste Verbrechen 
verhängt werden darf.  

Unter 8 wird das Problem „verschwunde-
ner“ syrischer und libanesischer Staatsan-
gehöriger in beiden dieser Länder behan-
delt, deren „Verschwinden“ es weiterhin 
aufzuklären gilt (Art. 2, 6, 7 und 9). 

Der folgende Abschnitt betrifft die Art. 2, 7, 
9 und 10. Aufgrund anhaltender Berichte 
über Folter und grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Stra-
fe, die durch anhaltende Haft ohne Kontakt 
zur Außenwelt (incommunicado detention) 
begünstigt werden, fordert der Ausschuß 

                                                      

69  UN-Dok. CCPR/CO/84/SYR (2005) = UN-Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 94. 

70  UN-Dok. CCPR/C/SYR/2004/3. Siehe auch die 
Frageliste UN-Dok. CCPR/C/84/L/SYR (2005). 

Syrien dazu auf, wirksame Maßnahmen 
hiergegen zu ergreifen und die genannte 
Haftart aufzugeben. Zudem soll sicherge-
stellt werden, daß alle Anschuldigungen 
solcher Mißhandlungen prompt, umfas-
send und unparteiisch durch einen unab-
hängigen Mechanismus untersucht, die 
Verantwortlichen strafrechtlich zur Re-
chenschaft gezogen und die Opfer mit 
wirksamen Rechtsbehelfen und Rehabilita-
tion versorgt werden.  

Der letzte Punkt (12), über den vorab zu 
berichten ist, betrifft die Hindernisse, die 
nichtstaatlichen Menschenrechtsorganisa-
tionen bei der Registrierung und ihrer Ar-
beit in den Weg gelegt werden, sowie die 
Einschüchterung, Bedrohung (harassment) 
und Verhaftung von Menschenrechtsver-
teidigern und -verteidigerinnen. Mit Blick 
auf die Art. 9, 14, 19, 21 und 22 fordert der 
Ausschuß Syrien dazu auf, alle Personen, 
die wegen ihrer Aktivitäten im Bereich der 
Menschenrechte inhaftiert sind, sofort frei-
zulassen und deren Bedrohung und Ein-
schüchterung zu beenden. Die Gesetze sind 
so abzuändern, daß diese Organisationen 
frei handeln können.71 

Weitere Aspekte, die kritisch in den Ab-
schließenden Bemerkungen behandelt 
wurden, betreffen die über das in Art. 19 
Abs. 3 erlaubte Maß hinausgehenden Ein-
schränkungen der Meinungs- und Mei-
nungsäußerungsfreiheit, die Versamm-
lungsfreiheit (Art. 21) sowie verschiedene 
Formen der Diskriminierung der Frau und 
der Kurden (u. a. Art. 26 und 27). 

 

Tadschikistan 

Tadschikistan legte seinen Erstbericht72 im 
Juli 2004 vor. Im Anschluß an die Diskussi-

                                                      

71  Siehe hierzu auch die Erklärung der UN-General-
versammlung zu den Menschenrechtsverteidi-
gern und -verteidigerinnen, UN-Dok. A/RES/ 
53/144 (1999), Annex; deutsche Übersetzung in: 
VN 1999, S. 119-121. Hierzu Benjamin Beuerle, Zur 
Umsetzung der „Erklärung zu den Menschen-
rechtsverteidigern“ fünf Jahre nach ihrer Verab-
schiedung – eine Bestandsaufnahme, in: MRM 
2004, S. 47-52. 

72  UN-Dok. CCPR/C/TJK/2004/1. 
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on mit der Staatendelegation im Juli 200573 
fordert der Ausschuß in seinen Abschlie-
ßenden Bemerkungen74 hierzu die Ver-
tragspartei dazu auf, zu den Empfehlungen 
unter folgenden Punkten eine Antwort bis 
zum 18. Juli 2006 vorzulegen: 

Unter Punkt 10 zeigt sich der Ausschuß 
über die weite Verbreitung von Mißhand-
lung und Folter durch Untersuchungs- und 
andere Beamte und Beamtinnen zur Erlan-
gung von Informationen, Geständnissen 
oder selbstbelastenden Beweisen von Ver-
dächtigen, Zeugen und Zeuginnen oder 
festgenommenen Personen besorgt (Art. 7 
und 14 Abs. 3 lit. g). 

Punkt 12: Der Ausschuß beklagt, daß ein 
Staatsanwalt oder eine Staatsanwältin 
(procurator) anstatt eines Richters oder 
einer Richterin für die Ausstellung von 
Haftbefehlen zuständig ist. Dies, so der 
Ausschuß, begründet ein Ungleichgewicht 
hinsichtlich der „Waffengleichheit“ zwi-
schen der angeklagten Person und der 
Staatsanwaltschaft, da letztere ein Interesse 
an der Festnahme derjenigen haben könn-
te, die strafrechtlich verfolgt werden. Zu-
dem werden Häftlinge nach ihrer Verhaf-
tung nicht der Staatsanwaltschaft vorge-
führt. Die Anrufung eines Gerichts, um die 
Rechtmäßigkeit und die Gründe einer Ver-
haftung überprüfen zu lassen, ist zwar 
möglich, jedoch ist die Teilnahme des Häft-
lings nicht garantiert (Art. 9). 

Unter Punkt 14 zeigt sich der Ausschuß 
u. a. besorgt über Berichte, die die dürfti-
gen Verhältnisse in und die Überbelegung 
von Gefängnissen und anderen Haftorten 
belegen (Art. 10). 

Punkt 21: Aufgrund anhaltender negativer 
Berichte zur Pressefreiheit fordert der Aus-
schuß Tadschikistan dazu auf, jede Beein-
trächtigung und Einschüchterung von 
Journalisten zu vermeiden und sicherzu-
stellen, daß seine Gesetzgebung und Praxis 

                                                      

73  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2285-2287 (2005). 
Siehe auch die Frageliste, UN-Dok. CCPR/C/84/ 
L/TJK (2005). 

74  UN-Dok. CCPR/CO/84/TJK (2005) = UN-Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 92. 

den Erfordernissen des Art. 19 voll genü-
gen. 

Über diese Punkte hinaus werden in den 
Abschließenden Bemerkungen u. a. mehre-
re Probleme betreffend Art. 14, der ein fai-
res Verfahren sicherstellen soll, behandelt 
(Nr. 15ff.). 

 

Thailand 

Seinen Erstbericht75 hatte auch Thailand 
einzureichen. Dieser wurde am 19. und 20. 
Juli mit der Staatendelegation unter Be-
rücksichtigung der vorab übermittelten 
Frageliste76 diskutiert.77 In den Abschlie-
ßenden Bemerkungen78 dazu werden ver-
schiedene Problemfelder und Menschen-
rechtsverletzungen in Thailand angespro-
chen, u. a.: außergerichtliche Hinrichtun-
gen und Mißhandlungen durch Mitglieder 
des Militärs und der Polizei (Art. 2, 6 und 
7); die Diskriminierung von Frauen durch 
des thailändische Zivilgesetzbuch in bezug 
auf Scheidungsgründe (Art. 3 und 26); 
häusliche Gewalt (Art. 3, 7 und 26); Todes-
strafe und Drogenhandel (Art. 6); Haftbe-
dingungen (Art. 7, 10 und 24); strukturelle 
Diskriminierung von Minderheiten, ein-
schließlich ihrer zwangsweisen Vertrei-
bung (forced eviction79) (Art. 2, 7, 19, 21 
und 27). 

Vorab ist innerhalb eines Jahres eine Ant-
wort auf die Empfehlungen 13, 15 und 21 
einzureichen. 

Unter 13 wird die „Notstandsverordnung 
über die Regierungsverwaltung in Not-
standssituationen“, die im Juli 2005 in Kraft 
trat, und auf deren Grundlage in drei süd-
lichen Provinzen der Notstand erklärt 
wurde, kritisiert. Unter anderem spezifi-

                                                      

75  UN-Dok. CCPR/C/THA/2004/1. 

76  UN-Dok. CCPR/C/84/L/THA (2005). 

77  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2293-2295 (2005). 

78  UN-Dok. CCPR/CO/84/THA (2005) = UN-Dok. 
A/60/40 I (2005), Nr. 95. 

79  Zu diesem Phänomen und seinen menschen-
rechtlichen Implikationen allgemein siehe Katrin 
Frauenkron, Forced Evictions und das Recht auf 
Wohnung, in: MRM 2004, S. 261-273. 



Schäfer: UN-Menschenrechtsausschuß – Tätigkeitsbericht Teil I (2005) 19 

ziert sie die Abweichungen von den Pakt-
rechten, die möglicherweise in Notstands-
situationen vorgenommen werden, nicht 
ausdrücklich. Eine Haft ohne externen 
Schutz über 48 Stunden hinaus sollte, so 
der Ausschuß, verboten werden. Der Aus-
schuß fordert die Vertragspartei auf, si-
cherzustellen, daß die Voraussetzungen 
des Art. 4 eingehalten werden, und ver-
weist hierbei auf General Comment No. 29. 

Ein weiterer Bereich, über den sich der 
Ausschuß besorgt zeigt (Nr. 15), sind die 
Berichte über exzessive Anwendung von 
Gewalt durch Vollzugspersonal sowie 
Mißhandlungen während der Festnahme 
und während des Polizeigewahrsams. 
Ebenso kritisiert der Ausschuß die weit-
verbreitete Anwendung von Folter und die 
grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlung von Häftlingen sowie 
die Straffreiheit der Verantwortlichen. 

Punkt 21 betrifft Kinderarbeit und Kinder-
handel (Art. 8 und 24). Der Ausschuß for-
dert Thailand dazu auf, die bestehenden 
Gesetze und Politiken gegen Kinderarbeit 
stärker durchzusetzen und Maßnahmen zu 
ergreifen, die Kinderarbeit auszurotten. Die 
Vertragspartei sollte jede Anstrengung 
unternehmen, sicherzustellen, daß Kinder, 
die arbeiten, dies nicht unter ihnen schädli-
chen Bedingungen tun und daß ihnen wei-
terhin der Zugang zu Bildung offensteht.  

 

– 85. Tagung – 

Brasilien 

Den zweiten periodischen Bericht Brasili-
ens80 diskutierte der Ausschuß mit der bra-
silianischen Staatendelegation Ende Okto-
ber 2005.81 In seinen Abschließenden Be-
merkungen82 verlangt der Ausschuß einen 
Bericht vorab zu den Punkten 6, 12, 16 und 
18. 

                                                      

80  UN-Dok. CCPR/C/BRA/2004/2.  

81  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2326 u. 2327 (2005). 
Siehe auch die List of Issues, UN-Dok. CCPR/C/ 
85/L/BRA (2005). 

82  UN-Dok. CCPR/C/BRA/CO/2 (2005). 

Unter dem ersten Punkt zeigt sich der Aus-
schuß besorgt über den langsamen Fort-
gang der Demarkation der Gebiete indige-
ner Völker, die Vertreibungen (forced evic-
tions83) der indigenen Bevölkerungen von 
ihrem Land und das Fehlen von Rechtsbe-
helfen, mit denen gegen diese Vertreibun-
gen vorgegangen werden kann und die 
Opfer für den Verlust ihres Wohnsitzes 
und ihrer Erwerbsquellen Entschädigung 
erlangen können (Art. 1 und 27). Der Aus-
schuß fordert Brasilien dazu auf, die De-
markation zu beschleunigen und wirksame 
zivil- und strafrechtliche Rechtsbehelfe 
gegen vorsätzliche Besitzstörungen an die-
sen Ländern bereitzustellen.  

Nach wie vor sind exzessive Polizeigewalt, 
Mißhandlung und Folter sowie außerge-
richtliche Hinrichtungen in Brasilien weit 
verbreitet.84 Mit Blick auf die Art. 6 und 7 
sollte nach Ansicht des Ausschusses die 
Vertragspartei (Nr. 12): 

(a)  Stringente Maßnahmen ergreifen, um 
außergerichtliche Hinrichtungen, Fol-
ter und andere von Vollzugsbeamten 
und -beamtinnen begangene Formen 
von Mißhandlungen und Mißbrauch 
auszurotten; 

(b) Zeitnahe und unabhängige Untersu-
chungen aller Anschuldigungen von 
Menschenrechtsverletzungen durch 
Vollzugsbeamte und -beamtinnen si-
cherstellen; 

(c)  Täter und Täterinnen strafrechtlich 
verfolgen und sicherstellen, daß sie 
entsprechend der Schwere der Tat be-
straft werden, und den Opfern wirk-
same Rechtsbehelfe, einschließlich Ent-
schädigung, gewähren; und  

(d) Den in ihrem jeweiligen Länderbericht 
enthaltenen Empfehlungen der UN-
Sonderberichterstattenden über Fol-
ter85, über außergerichtliche, summari-
sche oder willkürliche Hinrichtungen86 

                                                      

83  Hierzu allgemein Frauenkron (Fn. 79), S. 261ff. 

84  Siehe hierzu auch Gunda Meyer, Polizeigewalt in 
Brasilien, in: MRM 2005, S. 282-294. 

85  UN-Dok. E/CN.4/2001/66/Add.2, Nr. 169; siehe 
auch UN-Dok. E/CN.4/2004/56/Add.3, Nr. 21ff. 

86  UN-Dok. E/CN.4/2004/7/Add.3, Nr. 76ff. 
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und über die Unabhängigkeit von 
Richtern/Richterinnen und Anwäl-
ten/Anwältinnen87 äußerste Beachtung 
schenken. 

Mit Verweis auf die Art. 9 und 10 unter 
Punkt 16 beklagt der Ausschuß die krasse 
Überbelegung und unmenschlichen Haft-
bedingungen in Gefängnissen, die lange 
Untersuchungshaft in Polizeigewahrsam 
und die willkürlich andauernde Haft von 
Gefangenen, die ihre Strafe bereits abge-
büßt haben. 

Auf die brasilianische Militärdiktatur ein-
gehend (Nr. 18), empfiehlt der Ausschuß 
mit Blick auf die Art. 2 und 14, daß die Ver-
tragspartei, um Straffreiheit zu bekämpfen, 
auch andere Methoden der Verantwort-
lichkeit für während dieser Zeit begangene 
Menschenrechtsverbrechen be-
rücksichtigen sollte, etwa den Ausschluß 
von öffentlichen Ämtern und die Errich-
tung von Gerechtigkeits- und Wahrheits-
findungsverfahren. Der Vertragsstaat sollte 
auch alle relevanten Dokumente öffentlich 
machen. 

Andere Menschenrechtskomplexe, die in 
den Abschließenden Bemerkungen ange-
sprochen werden und zu denen im näch-
sten periodischen Bericht Stellung zu neh-
men ist, sind z. B.: die geringe Partizipation 
von Frauen, Afro-Brasilianern und -Brasi-
lianerinnen sowie indigenen Völkern in öf-
fentlichen Angelegenheiten und ihre un-
verhältnismäßig eingeschränkte Präsenz im 
politischen Leben und der Justiz (Art. 2, 3, 
25 und 26); häusliche Gewalt und die 
rechtswidrige Praxis mancher Arbeitgeber 
und Arbeitgeberinnen, Sterilisationsatteste 
als Voraussetzung für die Einstellung von 
Frauen zu verlangen (Art. 3); die Fortdauer 
von Praktiken der Sklaven- und Zwangs-
arbeit sowie das Fehlen von wirksamen 
Strafsanktionen hiergegen (Art. 8); der 
Frauen- und Kinderhandel (Art. 8, 24 und 
26). 

 

                                                      

87  UN-Dok. E/CN.4/2005/60/Add.3, Nr. 103ff. 

Italien 

Italien reichte seinen fünften periodischen 
Bericht88 im März 2004 beim Ausschuß ein, 
den dieser am 20. und 21. Oktober 2005 mit 
der italienischen Delegation diskutierte.89 
In den Abschließenden Bemerkungen90 
hierzu begrüßt der Ausschuß zunächst die 
Haltung Italiens, daß die Paktgarantien 
auch für Handlungen italienischer Kampf-
truppen und der Polizei gelten, die im Aus-
land stationiert sind, ob im Frieden oder im 
Zusammenhang eines bewaffneten Kon-
flikts. Ebenfalls begrüßt er die an Art. 51 
der italienischen Verfassung vorgenomme-
nen Änderungen, welche die Verabschie-
dung von Sondermaßnahmen zur Sicher-
stellung der gleichen Rechte von Männern 
und Frauen ermöglichen. 

Zu den Punkten 10, 11, 15, 17 und 20 ist im 
Rahmen des Follow-up-Verfahrens vorab 
zu berichten.  

Die Punkte 10 und 11 betreffen Übergriffe 
von Vollzugsbeamten und -beamtinnen. 
Dabei werden mit Blick auf Art. 7 die De-
monstrationen in Neapel und Genua von 
2001 angesprochen und außerdem unter 
Verweis auf die Art. 2, 7, 17 und 26 die 
Mißhandlungen von Angehörigen verletz-
licher Gruppen, insbesondere der Roma, 
Ausländer und Italiener/innen ausländi-
scher Herkunft, beklagt. Besonders betrof-
fen zeigt sich der Ausschuß über die In-
formationen darüber, daß die Unterkünfte 
von Roma regelmäßig Ziel mißbräuchlicher 
Polizeirazzien sind. Die Situation der Roma 
in Italien wird auch unter anderen Ge-
sichtspunkten in den Abschließenden Be-
merkungen behandelt (siehe Nr. 12, 21 und 
22). 

Kontrovers diskutiert wurde mit der italie-
nischen Delegation das Thema der Aus-
länder/innen, die in dem „Vorübergehen-
den Aufenthalts- und Hilfezentrum“ 
(CPTA) von Lampedusa untergebracht 

                                                      

88  UN-Dok. CCPR/C/ITA/2004/5. 

89  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2318 u. 2319 (2005). 
Siehe auch die Frageliste, UN-Dok. CCPR/C/84/ 
L/ITA (2005). 

90  UN-Dok. CCPR/C/ITA/CO/5 (2005). 
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sind. Während der Ausschuß von dem Ab-
streiten der Vorwürfe durch die Vertrags-
partei Kenntnis nimmt, zeigt er sich über 
die zahlreichen Anschuldigungen besorgt, 
daß die Ausländer/innen im CPTA nicht 
ordnungsgemäß über ihre Rechte infor-
miert werden, keinen Zugang zu Anwälten 
und Anwältinnen haben und mit Kollek-
tivausweisungen konfrontiert sind. Unge-
achtet der Schwierigkeiten aufgrund der 
hohen Zahl von Migranten und Migrantin-
nen, die in Lampedusa eintreffen, befürch-
tet der Ausschuß, daß einigen Asylsuchen-
den möglicherweise das Recht, Asyl zu 
beantragen, verwehrt wurde. Des weiteren 
zeigt sich der Ausschuß über die berichte-
ten unbefriedigenden Haftbedingungen 
und Mißhandlungen besorgt. Der Aus-
schuß fordert Italien unter Punkt 15 dazu 
auf, die notwendigen Maßnahmen zu er-
greifen, um die Einhaltung der Art. 7, 10 
und 13 sicherzustellen. Er erinnert dabei an 
den zwingenden Charakter des Rechts ei-
ner jeden Person, nicht in ein Land abge-
schoben zu werden, in dem ihm oder ihr 
Folter oder Mißhandlung drohen, und die 
Verpflichtung, sicherzustellen, daß die Si-
tuation jeder Migrantin und jedes Migran-
ten individuell betrachtet wird.91 

Unter Punkt 17 weist der Ausschuß mit 
Blick auf Art. 14 darauf hin, daß Rich-
ter/innen (magistrates) in Italien besorgt 
sind, daß ihre Unabhängigkeit bedroht ist. 
Während der Ausschuß die Entscheidung 
des italienischen Präsidenten anerkennt, 
den Gesetzesentwurf über die Justizreform, 
der in der Öffentlichkeit sehr kritisiert 
wurde, zurück an das Parlament zu ver-
weisen, bedauert der Ausschuß, daß der 
Vertragsstaat unzureichende Informatio-
nen vorgelegt hat, in welchem Umfang die 
Kommentare und Empfehlungen von in-
ländischen Interessenvertretern und -
vertreterinnen wie auch vom Sonderbe-
richterstatter der Menschenrechtskommis-
                                                      

91  Siehe hierzu die in UN-Dok. HRI/GEN/1/Rev.7 
(2004), S. 150ff. u. 140ff., oder DIMR (Fn. 6), S. 
84ff. u. 64ff., abgedruckten General Comments 
No. 20: Article 7 (Prohibition of Torture, or Other 
Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Pun-
ishment), Nr. 9, u. No. 15: The Position of Aliens 
Under the Covenant. 

sion über die Unabhängigkeit von Rich-
tern/Richterinnen und Anwälten/Anwäl-
tinnen92 bei der Annahme des Gesetzes-
entwurfs im Jahr 2005 berücksichtigt wur-
den. Der Ausschuß fordert Italien dazu auf, 
sicherzustellen, daß die Judikative unab-
hängig von der Exekutive bleibt und daß 
die anhaltende Reform diese Unabhängig-
keit nicht gefährdet.  

Problematisiert wird auch die Meinungs-
äußerungsfreiheit (Nr. 20). Der Ausschuß 
nimmt zwar die Gesetze Nr. 112 vom 3. 
Mai 2004 über den Fernsehrundfunk und 
Nr. 215 vom 20. Juli 2004 über Interessen-
konflikte zur Kenntnis; er drückt jedoch 
seine Bedenken über die vorliegenden In-
formationen darüber aus, daß diese Schrit-
te möglicherweise unzureichend bleiben, 
um die Fragen politischer Einflußnahme 
auf öffentliche Fernsehkanäle, von Interes-
senkonflikten und den hohen Grad an 
Konzentration auf dem Fernsehmarkt („au-
dio-visual market“) zu behandeln. Diese 
Situation, so der Ausschuß, trägt dazu bei, 
die Meinungsäußerungsfreiheit in einer Art 
und Weise zu untergraben, die mit Art. 19 
unvereinbar ist. Der Ausschuß fordert den 
Vertragsstaat u. a. dazu auf, den 
Empfehlungen des Sonderberichterstatters 
der Menschenrechtskommission über das 
Recht auf Meinungsfreiheit und 
Meinungsäußerungsfreiheit, die dieser 
nach seinem Besuch Italiens im Oktober 
2004 gemacht hat,93 besondere Aufmerk-
samkeit zu schenken. 

 

Kanada 

Kanada reichte im Jahr 2004 ebenfalls sei-
nen fünften Staatenbericht94 ein. Zu der 
Frageliste95 nahm Kanada zudem umfang-
reich schriftlich vor der Diskussion96 mit 

                                                      

92  Siehe UN-Dok. E/CN.4/2005/60/Add.1, Nr. 
68ff. 

93  UN-Dok. E/CN.4/2005/64/Add.5, Nr. 67ff. 

94  UN-Dok. CCPR/C/CAN/2004/5. 

95  UN-Dok. CCPR/C/85/L/CAN (2005). 

96  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2312 u. 2313 (2005). 
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dem Ausschuß Stellung.97 Vorab möchte 
der Ausschuß zu den in seinen Abschlie-
ßenden Bemerkungen98 unter Nr. 12, 13, 14 
und 18 ausgesprochenen Empfehlungen 
informiert werden.  

Die Punkte 12 und 13 betreffen gesetzliche 
Maßnahmen, die Kanada im Zuge der An-
titerrorgesetzgebungswelle nach dem 11. 
September 2001 erlassen hat. Der Ausschuß 
zeigt sich dabei beunruhig über die weitge-
faßte Definition von „Terrorismus“ im 
„Anti-Terrorism Act“ (ATA)99 und fordert 
Kanada dazu auf, eine präzisere Definition 
der „terroristischen“ Straftaten vorzuneh-
men.  

Bedenken äußert der Ausschuß auch ge-
genüber den Abänderungen des „Canada 
Evidence Act” durch das ATA, die sich auf 
die Nichtoffenlegung von Informationen, 
die die internationalen Beziehungen, die 
nationale Verteidigung oder Sicherheit 
beschädigen könnten, im Zusammenhang 
mit oder während laufender Verfahren, 
einschließlich Strafverfahren, beziehen. 
Diese entsprechen nicht vollständig den 
Anforderungen des Art. 14 des Zivilpakts. 
Der Ausschuß empfiehlt Kanada daher, 
den Canada Evidence Act dahingehend zu 
überprüfen, ob allen Personen ein fairer 
Prozeß garantiert wird, und insbesondere 
sicherzustellen, daß niemand auf der 
Grundlage von Beweisen verurteilt wird, 
zu denen die angeklagte Person oder ihr 
Rechtsbeistand keinen vollen Zugang ha-
ben. Der Vertragsstaat wird – wie Mauriti-
us und Thailand unter Verweis auf General 
Comment No. 29 – ermahnt, in keinem Fall 
außergewöhnliche Umstände als Rechtfer-
tigung für ein Abweichen von den funda-

                                                      

97  Siehe Canada’s Response to the List of Issues, 
2005, abrufbar unter: www.ohchr.org/english/ 
bodies/hrc/docs/replycanada.doc. Siehe ferner 
die nach der Diskussion erfolgten zusätzlichen 
Informationen, unter: www.ohchr.org/english/ 
bodies/hrc/docs/suppreplycanada.doc. 

98  UN-Dok. CCPR/C/CAN/CO/5 (2005). 

99  Bill C-36, Statutes of Canada 2001/Lois du Cana-
da (2001), Kapitel 41. Zum ATA s. die Nr. 61ff., 
90f. u. 106 des 5. Staatenberichts (Fn. 94) sowie 
die Fragen 7 und 8 der List of Issues (Fn. 95) und 
die dazugehörigen Antworten Kanadas (Fn. 97). 

mentalen Grundsätzen eines fairen Verfah-
rens geltendzumachen. 

Unter Punkt 14 geht es um die Ausgabe 
von „Sicherheitszertifikaten“ nach dem 
„Immigration and Refugee Protection Act”. 
Dadurch wird die Festnahme, Haft und 
Abschiebung von Immigranten und Immi-
grantinnen sowie Flüchtlingen aus Grün-
den der nationalen Sicherheit ermöglicht. 
Besorgt zeigt sich der Ausschuß, daß nach 
diesen Bestimmungen und der geübten 
Praxis manche Menschen für mehrere Jahre 
ohne strafrechtliche Anklage in Haft gehal-
ten wurden, ohne angemessen über die 
Gründe ihrer Inhaftierung informiert zu 
werden und lediglich mit begrenzter ge-
richtlicher Kontrolle. Besorgt ist der Aus-
schuß zudem über die zwingend vorgese-
hene Haft von ausländischen Staatsange-
hörigen ohne ständigen Aufenthaltstitel 
(Art. 7, 9 und 14). 

Der letzte Aspekt, über den vorab zu be-
richten ist (Nr. 18), betrifft die Situation 
von weiblichen Strafgefangenen, insbeson-
dere von Ureinwohnerinnen, Frauen ethni-
scher Minderheiten und Frauen mit Behin-
derungen. Über diese zeigt sich der Aus-
schuß besorgt, insbesondere über die Ent-
scheidung der Behörden, die Praxis, männ-
liches Personal, das in direktem Kontakt 
mit Frauen arbeitet, in Frauenhaftanstalten 
einzusetzen (Art. 2, 3, 10 und 26). Er emp-
fiehlt daher besonders, diese Praxis zu be-
enden. 

Über diese Punkte hinaus bedauert der 
Ausschuß in seinen Abschließenden Be-
merkungen z. B., daß seine zuvor ausge-
sprochenen Bedenken100 betreffend die 
Unzulänglichkeit der Rechtsbehelfe (reme-
dies) gegen Verletzungen der Art. 2, 3 und 
26 unberücksichtigt bleiben (Nr. 11). Er 
empfiehlt Kanada sicherzustellen, daß die 
relevanten Gesetze auf Ebene des Bundes, 
der Provinzen und Territorien abgeändert 
und sein Rechtssystem verbessert werden, 
so daß alle Opfer von Diskriminierung vol-

                                                      

100  Siehe Punkt 9 der Abschließenden Bemerkungen 
zum 4. periodischen Bericht, UN-Dok. CCPR/C/ 
79/Add.105 (1999) = UN-Dok. A/54/40 I (1999), 
Nr. 223-243 (231). 
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len und wirksamen Zugang zu einem zu-
ständigen Gericht und einer wirksamen 
Abhilfe (remedy) haben. 

 

Paraguay 

Paraguays zweiter periodischer Bericht101 
stellte den Gegenstand der Erörterungen 
während der 2314. bis 2316. Sitzung102 des 
Ausschusses dar. In den Abschließenden 
Bemerkungen103 verlangt der Ausschuß 
einen Vorabbericht zu den Punkten 7, 12, 
17 und 21. 

Unter Punkt 7 begrüßt der Ausschuß die 
Errichtung einer Wahrheits- und Gerech-
tigkeitskommission, deren vornehmliche 
Aufgabe in der Untersuchung der vergan-
genen schwerwiegenden Menschenrechts-
verletzungen liegt. Er bedauert jedoch, daß 
dieser Kommission angemessene staatliche 
finanzielle Mittel fehlen und sie nur für 
eine sehr kurze Mandatsdauer von 18 Mo-
naten eingesetzt wurde, um ihre Aufhaben 
zu erfüllen (Art. 2). Der Ausschuß ruft den 
Vertragsstaat daher auf, sicherstellen, daß 
die Kommission genügend Zeit und hinrei-
chende finanzielle Mittel erhält, um ihre 
Aufgabe zu erfüllen. 

Der Ausschuß begrüßt ebenfalls die Errich-
tung von Sonderdezernaten für Menschen-
rechte bei der Staatsanwaltschaft (Unida-
des Especiales de Derechos Humanos en el 
Ministerio Público), bedauert jedoch zu-
gleich, daß keines der 56 Verfahren wegen 
Folter zu einer Verurteilung der verant-
wortlichen Personen geführt hat (Art. 7). Er 
fordert den Vertragsstaat unter Punkt 12 
dazu auf, die Verantwortlichen der Folter-
handlungen zu verurteilen und sicherzu-
stellen, daß sie angemessen bestraft wer-
den und Folteropfer eine gerechte und ad-
äquate Entschädigung erhalten. 

                                                      

101  UN-Dok. CCPR/C/PRY/2004/2. 

102  Siehe UN-Dok. CCPR/C/SR.2314-2316 (2005). 
Siehe auch die Frageliste, UN-Dok. CCPR/C/85/ 
L/PRY (2005). 

103  UN-Dok. CCPR/C/PRY/CO/2 (2005). Der Ver-
fasser dankt Stefanie Schmahl für ihre Überset-
zungshilfe bei den bisher nur auf Spanisch veröf-
fentlichten Abschließenden Bemerkungen. 

Mit Blick auf Art. 14 bedauert der Aus-
schuß das Fehlen objektiver Kriterien bei 
der Nominierung und Entlassung der Rich-
ter/innen, einschließlich der Richter/innen 
des Obersten Gerichtshofs. Er fordert den 
Vertragsstaat dazu auf, effektive Maßnah-
men zu ergreifen, um die richterliche Un-
abhängigkeit sicherzustellen (Punkt 17). 

Wie bei Thailand stellt der Ausschuß auch 
bei Paraguay – trotz gewisser gesetzlicher 
und institutioneller Fortschritte – fest, daß 
nach wie vor Kinderarbeit existiert und 
zudem zahlreiche Kinder auf der Straße 
leben (Art. 8 und 24). Der Ausschuß fordert 
den Vertragsstaat entsprechend dazu auf, 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Achtung 
der Rechte des Kindes sicherzustellen, ein-
schließlich dringender Maßnahmen, um 
die Kinderarbeit auszurotten (Punkt 21). 

Weitere Aspekte, die in den Abschließen-
den Bemerkungen angesprochen werden, 
sind unter anderem: das Verbot der Dis-
kriminierung aufgrund des Geschlechts 
(Art. 3, 25  und 26); häusliche Gewalt (Art. 
3 und 7); der Frauen- und Kinderhandel 
aus Gründen der sexuellen Ausbeutung 
(Art. 3, 8 und 24); die Bedingungen in 
Haftanstalten (Art. 7 und 10). 

 

V. Follow-Up zu den Abschließenden 
Bemerkungen 

Im Rahmen des Follow-up-Verfahrens104 
haben im Berichtszeitraum 1. August 2004 
bis 31. Juli 2005 wiederum mehrere Staaten 
auf die nach Art. 71 Abs. 5 VerfO angefor-
derten Informationen zum Follow-up der 
Empfehlungen des Ausschusses dem Son-
derberichterstatter für das Follow-up zu 
Abschließenden Bemerkungen105 Kommen-
tare und Antworten unterbreitet.106 Wie in 
seinem vorletzten zeigt sich der Ausschuß 
auch in seinem letzten Jahresbericht mit 
dem Umfang und der Qualität der Koope-

                                                      

104  Hierzu allgemein oben unter III und die Verwei-
se in Fn. 29. 

105  Bis einschließlich der 82. Tagung Maxwell Yalden 
(Kanada) und seit der 83. Tagung Rafael Rivas Po-
sada (Kolumbien). 

106  Siehe UN-Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 231ff. 
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ration der Vertragsstaaten nach diesem 
Verfahren insgesamt zufrieden. Der Aus-
schuß hebt hervor, daß seit der Errichtung 
des Follow-up-Verfahrens im Jahr 2001 
lediglich sechs Vertragsparteien bisher kei-
ne Informationen innerhalb der gesetzten 
Frist eingereicht haben. Auch wenn die 
Frist der neu hinzugekommenen Staaten 
(Kolumbien, Israel, Mali, Sri Lanka und 
Surinam) noch nicht allzulange abgelaufen 
ist, so war es im Vorjahresbericht dennoch 
lediglich ein Staat (Republik Moldau).107 

Während der 85. Tagung legte der Sonder-
berichterstatter für das Follow-up zu Ab-
schließenden Bemerkungen dem Ausschuß 
einen aktualisierten Bericht vor.108 Wäh-
rend dieser Tagung wurden u. a. Konsulta-
tionen mit Vertretern und Vertreterinnen 
der Staaten Kolumbien, El Salvador, Mali, 
Israel, Sri Lanka und Venezuela abgehal-
ten, die dabei zum Teil eine baldige Ant-
wort versprachen. Andere Staaten haben 
entweder weiterhin nicht reagiert oder aber 
inzwischen eine Antwort eingereicht (Phil-
ippinen, Sri Lanka und Kolumbien), die zu 
diesem Zeitpunkt jedoch noch in Überset-
zung waren. 

Von den Staaten, die im Jahr 2005 eine 
Rückmeldung einreichten, befanden sich 
u. a. die Bundesrepublik Deutschland, die 
Russische Föderation sowie Serbien und 
Montenegro. 

Die Bundesrepublik Deutschland, deren 
Staatenbericht im März 2004 mit dem Aus-
schuß beraten wurde,109 reichte Anfang 
2005 ihre Stellungnahme zu der Frage nach 
der Anwendbarkeit des Pakts auf Perso-

                                                      

107  Vgl. UN-Dok. A/59/40 I (2004), Nr. 260, mit UN-
Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 233. 

108  Siehe hierzu den UN-Pressebericht “Human 
Rights Committee Reviews Report of Special 
Rapporteur for Follow-up on Concluding Obser-
vations” vom 2. November 2005. 

109  Hierzu Schulz (Fn. 23), S. 11-13. Siehe auch das 
Protokoll zu dem vom DIMR veranstalteten 
„Fachgespräch zu den Abschließenden Bemer-
kungen des Menschenrechtsausschusses zum 5. 
Staatenbericht Deutschlands“, unter: http:// 
institut-fuer-menschenrechte.de/dav/Themen/ 
Menschenrechtsschutz/Fachgespraeche/CCPR  
Protokoll 2004.pdf. 

nen, die ihrer Hoheitsgewalt in Situationen 
unterstehen, in denen Militär- oder Poli-
zeikräfte im Ausland operieren, ein.110 Die 
Stellungnahme lautet: 

„Deutschland gewährleistet gemäß Artikel 2 
Absatz 1 die Paktrechte allen in seinem Gebiet 
befindlichen und seiner Herrschaftsgewalt 
unterstehenden Personen. 
Deutschland sichert bei Einsätzen seiner Poli-
zei- oder Streitkräfte im Ausland, insbesondere 
im Rahmen von Friedensmissionen, allen Per-
sonen, soweit sie seiner Herrschaftsgewalt un-
terstehen, die Gewährung der im Pakt aner-
kannten Rechte zu. 

Die internationalen Aufgaben und Verpflich-
tungen Deutschlands, insbesondere zur Erfül-
lung der Verpflichtungen aus der Charta der 
Vereinten Nationen, bleiben unberührt. 

Bei der Ausbildung seiner Sicherheitskräfte im 
internationalen Einsatz sieht Deutschland eine 
speziell auf diese ausgerichtete Belehrung über 
die im Pakt verankerten einschlägigen Rechte 
vor.“111 

 

                                                      

110  Siehe die Abschließenden Bemerkungen des 
Ausschusses zum fünften periodischen Bericht, 
UN-Dok. CCPR/CO/80/DEU (2004), Nr. 11. 

111  UN-Dok. CCPR/CO/80/DEU/Add.1 (2005); 
deutsche Fassung abrufbar unter: http://institut-
fuer-menschenrechte.de/dav/Dokumente/Ant 
wortBRegdeutschStand050105.pdf. 
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